Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/649 


Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 
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Vierundzwanzigste Verordnung 
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Sechsundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
(Angleichungszölle — 2. Neufestsetzung) 

— Drucksache V/503 — 

Achtundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
(Angleichungszölle — 3. Neufestsetzung) 

— Drucksache V/619 — 


Bericht des Abgeordneten Dr. Serres 


Die obengenannten Verordnungen wurden vom 
Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages mit 
Schreiben vom 23. März 1966 und 13. April 1966 
sowie vom 13. Mai 1966 dem Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen mit Frist zum 29. Juni 
1966 zur Behandlung zugewiesen. 

Die Bundesrepublik wurde auf ihren Antrag durch 
die Kommission der EWG ermächtigt, auf bestimmte 
Einfuhren von 

a) Fondantmasse, Hartkaramellen, Weichkaramel- 
len und Dragees (aus Tarifnr. 17.04 -C), 

b) Brot und Brötchen (‘aus Tarifnr. 19.07) sowie ähn- 
lichen Erzeugnissen wie Brot und Brötchen (aus 
Tarifnr. 19.08), 


c) Waffeln und Keksen (aus Tarifnr. 19.08), 

d) Dextrinen auf der Grundlage von Kartoffelstärke 
sowie von löslicher oder gerösteter Kartoffel- 
stärke (aus Tarifnr. 35.05 - A) 

Ausgleichsabgaben zu erheben, weil der gegenüber 
der Bundesrepublik niedrigere Preisstand dieser 
Erzeugnisse in den anderen Mitgliedstaaten durch 
die Binnenzollsätze von 5 % bzw. 7 °/o des Wertes 
nicht ausgeglichen wird. 

Durch die Vierundzwanzigste Verordnung zur Än- 
derung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Angleichungs- 
zölle für Brot und ähnliche Erzeugnisse), die nach 
Verkündung im Bundesgesetzblatt II S. 101 seit 
20. März 1966 in Kraft ist, werden lediglich in der 
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Neunten Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Angleichungszölle - — 1. Neufest- 
setzung) unterlaufene Berechnungsfehler berichtigt. 

Die Kommission der EWG hat darüber hinaus mit 
Entscheidungen vom 7., 14. und 15. Februar 1966 
und erneuten Entscheidungen vom 2. März 1966 die 
Angleichungszollsätze auf Grund der veränderten 
Preisverhältnisse neü festgesetzt. Sie sind gegen- 
über der bisherigen Regelung teils höher, teils 
niedriger. Die Bundesregierung hat von den ihr er- 
teilten Ermächtigungen im Rahmen der Sechsund- 
zwanzigsten Verordnung und Achtundzwanzigsten 
Verordnung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 
1966 Gebrauch gemacht. Die Sechsundzwanzigste 
Verordnung, verkündet am 1. April 1966 im Bundes- 


gesetzblatt Teil II S. 157, ist, soweit Angleichungs- 
zölle ermäßigt werden, mit Wirkung vom 17. Fe- 
bruar 1966, im übrigen am Tage nach ihrer Verkün- 
dung am 2. April 1966 in Kraft getreten. Die Acht- 
undzwanzigste Verordnung ist, soweit Anglei- 
chungszollsätze allgemein ermäßigt wurden, mit 
Wirkung vom 7. März 1966, soweit die Zollsätze 
durch die Sechsundzwanzigste Verordnung erhöht 
und durch die Achtundzwanzigste Verordnung rück- 
wirkend ermäßigt wurden, mit Wirkung vom 2. April 
1966, im übrigen am Tage nach ihrer Verkündung 
am 12. Mai 1966 in Kraft getreten. 

Da der Bundestag die Maßnahmen im Grundsatz 
gebilligt hat, empfiehlt der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen dem Plenum, von seinem 
Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 25. Mai 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Kurlbaum Dr. Serres 

Amtierender Vorsitzender Berichterstatter 


zur Kenntnis genommen in der 45. Plenarsitzung am 27. Mai 1966 


